
 
 

 

17.11.2022 
 
Stellungnahme zur Änderung der Ordnung für die Interdiözesane Kommission zur 
Aufarbeitung sexuellen Missbrauchs des Erzbistums Berlin, der Bistümer Görlitz und 
Dresden-Meißen und der Katholischen Militärseelsorge durch die beteiligten (Erz)Bischöfe  
 
Die Betroffeneninitiative Ost hat sich zur Zusammenarbeit mit dem Betroffenenbeirat Region 
Ost entschlossen, um die Aufklärung und Aufarbeitung sexueller Gewalt in der katholischen 
Kirche durch unsere Expertise und die Kooperation voranzubringen. Der Betroffenenbeirat 
Region Ost vertritt Betroffene in den (Erz)Bistümern Berlin, Dresden-Meißen und Görlitz sowie 
der Katholischen Militärseelsorge. 

Am 19.10.2022 wurde dem Betroffenenbeirat Region Ost von den beteiligten (Erz)Bischöfen 
ein am 15.10.2022 von den (Erz)Bischöfen unterzeichnetes, gesiegeltes und zum 15.10.2022 
in Kraft gesetztes Dekret (vgl. KA Bistum Dresden 102/2022) zugeschickt, das eine Regelung in 
der Ordnung der Interdiözesanen Kommission zur Aufarbeitung sexuellen Missbrauchs (IKA) 
ändert. 

Der ursprüngliche Text der betreffenden Nummer des Statuts der Kommission lautete: 

2.7. Die Kommission wählt aus ihrer Mitte für jeweils drei Jahre einen Vorstand, bestehend aus 
einer Vorsitzenden oder einem Vorsitzenden sowie zwei Stellvertretenden. Die oder der 
Vorsitzende darf nicht in einem Beamten-, Anstellungs- oder nicht-ehrenamtliche Auftrags- 
oder Dienstverhältnis zu einem kirchlichen Auftrag- bzw. Dienstgeber stehen oder in den 
letzten fünf Jahren gestanden haben. (Ordnung für die IKA, vgl. KA Bistum Dresden 20/2022) 

Der entsprechende Text der Gemeinsamen Erklärung des UBSKM und des Beauftragten der 
DBK für sexuellen Missbrauch, auf den sich die Ordnung bezieht, lautet: 

2.5. Die oder der durch die Kommission gewählte Vorsitzende soll aufgrund ihrer/seiner 
beruflichen Erfahrung und gesellschaftlichen Stellung die Gewähr für eine weithin anerkannte 
Leitung der Kommission bieten. Sie oder er darf weder der Gruppe der 
Betroffenenvertretungen noch der im arbeitsrechtlichen Sinne Beschäftigten der katholischen 
Kirche angehören oder zu einem früheren Zeitpunkt angehört haben. (vgl. 
https://www.dbk.de/fileadmin/redaktion/diverse_downloads/ presse_2020/2020-074a-
Gemeinsame-Erklaerung-UBSKM-Dt.-Bischofskonferenz.pdf) 

Der von den (Erz)Bischöfen nunmehr in Kraft gesetzte Text lautet: 

2.7. Die Kommission wählt aus ihrer Mitte für jeweils drei Jahre einen Vorstand, bestehend aus 
einer Vorsitzenden oder einem Vorsitzenden sowie zwei Stellvertretenden. Die oder der 
Vorsitzende und die zwei Stellvertretenden dürfen nicht in einem Beamten-, Anstellungs- oder 
nicht-ehrenamtlichen Auftrags- oder Dienstverhältnis zu einem kirchlichen Aufrag- (sic!) oder 
Dienstgeber stehen oder zu einem früheren Zeitpunkt gestanden haben. Ebenso wenig dürfen 
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die oder der Vorsitzende und die zwei Stellvertretenden zu den vom Betroffenenbeirat 
entsandten Mitgliedern gehören. (Ordnung für die IKA, zum 15.10.2022 geänderte Fassung) 

Die Konstruktion der IKA wurde hier – ohne Rücksprache mit dem Betroffenenbeirat – in 
einem wesentlichen Punkt geändert. Diese Änderung geht weit über die entsprechende 
Regelung in der Gemeinsamen Erklärung hinaus: Vom Beirat in die IKA entsandte Personen –
das können Betroffene, aber auch Fachexperten sein – werden nicht nur vom Vorsitz der 
Kommission, sondern auch von der Stellvertretung ausgeschlossen. Die Bischöfe nehmen vom 
Beirat entsandten Mitgliedern der Kommission damit wesentliche Mitwirkungs- und 
Gestaltungsmöglichkeiten. Dies betrifft über die Vorbereitung und Leitung von Sitzungen der 
Kommission hinaus auch folgende Punkte:  

5.2. Der oder die Vorsitzende oder im Fall seiner bzw. ihrer Verhinderung ein Stellvertretender 
beteiligt sich an der überdiözesanen Berichtslegung und Qualitätsentwicklung, dem 
Monitoring und Austausch zur unabhängigen Aufarbeitung gemäß der in der Präambel 
genannten Vereinbarung. (Ordnung für die IKA, s.o.) 

Der Ausschluss der Vertreter des Betroffenenbeirats von einer Kandidatur für den Vorstand 
der Kommission durch die Leiter der Täterorganisation erschüttert unser Vertrauen in die 
Möglichkeit der Aufklärung und Aufarbeitung der Sexualstraftaten von Klerikern und anderen 
Angestellten der katholischen Kirche substanziell. Er erschüttert ebenso die Grundfesten 
unseres Vertrauens in den Willen der beteiligten (Erz)Bischöfe zu jeder Form eines 
respektvollen Umgangs oder einer wirksamen Zusammenarbeit mit uns Betroffenen sexueller 
Gewalt, die durch Täter ausgeübt wurde, die namens und im Auftrag dieser Kirche tätig sind 
oder zum Tatzeitpunkt waren. Wir fragen uns, ob der Betroffenenbeirat für die (Erz)Bischöfe 
von Dresden-Meißen, Görlitz, Berlin und der katholischen Militärseelsorge lediglich eine 
folkloristische Funktion als schmückendes Beiwerk besitzt. 

Der Betroffenenbeirat Region Ost lässt die Entsendungen seiner Vertreter in die 
Interdiözesane Kommission zur Aufarbeitung sexuellen Missbrauchs (IKA) ruhen, bis die 
gegensätzlichen Vorstellungen über die Unabhängigkeit der Kommission ausgeräumt sind. Er 
widerspricht „in aller Form“ einer Konstituierung der Kommission bis zu einem möglichen 
Aufleben der Entsendungen des Betroffenenbeirat. 

Die Betroffeneninitiative Ost begrüßt und unterstützt ausdrücklich das Vorgehen des 
Betroffenenbeirats Region Ost.  

Zur Veranschaulichung, wie die Kommissionen vom damaligen UBSKM, J. W. Rörig, gedacht 
waren, zitieren wir seine Einlassung vom 23.02.2021: „Kirche braucht Expertise von außen, 
Unterstützung auch vonseiten des Staates und die Beteiligung der Betroffenen. Daraus ist das 
Konzept der unabhängigen Kommissionen in den Diözesen entstanden, wie es sich in der 
„Gemeinsamen Erklärung“ wiederfindet. Es nimmt den Bischöfen die Steuerung aus der Hand, 
entlässt sie und die Kirche aber nicht aus der Verantwortung.“ (Quelle)  

Martin Hrubitzsch 
Sprecher Betroffeneninitiative Ost 
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